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Vorlagefragen 

1. In Bezug auf den räumlichen Anwendungsbereich der Richt­
linie 95/46 ( 1 ) und demzufolge der spanischen Datenschutz­
bestimmungen: 

1.1. Besteht eine „Niederlassung“ im Sinne von Art. 4 Abs. 
1 Buchst. a der Richtlinie 95/46, wenn eine oder meh­
rere der nachstehenden Fallgestaltungen vorliegen: 

— wenn ein Suchmaschinenbetreiber in einem Mit­
gliedstaat eine Niederlassung oder eine Tochterge­
sellschaft für die Vermarktung und den Verkauf von 
Werbeflächen der Suchmaschine einrichtet, deren 
Tätigkeit sich an die Bewohner dieses Staats richtet, 

— wenn das Mutterunternehmen eine Tochtergesell­
schaft in diesem Staat als ihre Vertreterin und Ver­
antwortliche für zwei konkrete Dateien, auf denen 
die Daten von Kunden gespeichert sind, die mit 
ihm Werbeverträge abgeschlossen haben, benennt 

oder 

— wenn die Niederlassung oder die Tochtergesellschaft 
in einem Mitgliedstaat die an sie gerichteten An­
träge oder Ersuchen der Betroffenen und der für 
den Datenschutz zuständigen Behörden an das 
Mutterunternehmen, das seinen Sitz außerhalb der 
Europäischen Union hat, weiterleitet, auch wenn 
diese Zusammenarbeit freiwillig erfolgt? 

1.2. Ist Art. 4 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 95/46 dahin 
auszulegen, dass ein „Rückgriff“ auf „Mittel, die im Ho­
heitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats belegen 
sind“, gegeben ist, 

— wenn eine Suchmaschine Spider oder Robots ein­
setzt, um Informationen auf Websites, die auf Ser­
vern in diesem Mitgliedstaat gehostet werden, zu 
lokalisieren und zu indexieren, 

oder 

— ein länderspezifisches Domain eines Mitgliedstaats 
benutzt und die Suchvorgänge und die Ergebnisse 
anhand der Sprache dieses Mitgliedstaats steuert? 

1.3. Kann die vorübergehende Speicherung der durch die 
Internetsuchmaschinen indexierten Informationen als 
Rückgriff auf Mittel im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Buchst. 
c der Richtlinie 95/46 betrachtet werden? Sollte die 
letzte Frage bejaht werden: Kann davon ausgegangen 
werden, dass dieses Anknüpfungskriterium erfüllt ist, 
wenn sich das Unternehmen unter Berufung auf Wett­
bewerbsgründe weigert, den Ort offen zu legen, an 
dem es diese Indexe speichert? 

1.4. Unabhängig von der Antwort auf die vorstehenden 
Fragen und insbesondere für den Fall, dass der Ge­
richtshof der Auffassung ist, dass die in Art. 4 der 
Richtlinie vorgesehenen Anknüpfungskriterien nicht 
vorliegen: 

Ist im Licht des Art. 8 der Europäischen Grundrechte­
charta die Datenschutzrichtlinie 95/46 in dem Mitglied­
staat anzuwenden, in dem der Schwerpunkt des Kon­
flikts angesiedelt ist und ein wirksamer Schutz der 
Rechte der Bürger der Europäischen Union möglich ist? 

2. In Bezug auf die Tätigkeit der Suchmaschinen als Provider 
von Inhalten in Verbindung mit der Datenschutzrichtlinie 
95/46: 

2.1. Im Zusammenhang mit der Tätigkeit der Suchmaschine 
des Unternehmens „Google“ im Internet als Provider 
von Inhalten, die darin besteht, nach Informationen 
zu suchen, die Dritte im Internet veröffentlicht oder 
gespeichert haben, sie automatisch zu indexieren, vorü­
bergehend zu speichern und sie schließlich den Nut­
zern des Internets mit einer gewissen Rangfolge zur 
Verfügung zu stellen, wenn diese Informationen per­
sonenbezogene Daten Dritter enthalten: 

Fällt eine derartige Tätigkeit unter den Begriff „Daten­
verarbeitung“ in Art. 2 Buchst. b der Richtlinie 95/46? 

2.2. Sollte die vorstehende Frage — immer im Zusammen­
hang mit einer Tätigkeit wie der zuvor beschriebenen 
— bejaht werden: Ist Art. 2 Buchst. d der Richtlinie 
95/46 dahin auszulegen, dass das Unternehmen, das 
die Suchmaschine „Google“ betreibt, als „für die Ver­
arbeitung Verantwortlicher“ hinsichtlich der personen­
bezogenen Daten auf den Websites, die es indexiert, 
betrachtet werden kann?
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2.3. Sollte die vorstehende Frage bejaht werden: Kann die 
nationale Kontrollstelle (im vorliegenden Fall die Agen­
cia Española de Protección de Datos) zum Schutz der 
durch Art. 12 Buchst. b und Art. 14 Buchst. a der 
Richtlinie 95/46 gewährleisteten Rechte den Betreiber 
der Suchmaschine des Unternehmens „Google“ unmit­
telbar auffordern, von Dritten veröffentlichte Informa­
tionen aus seinen Dateien zu entfernen, ohne sich zu­
vor oder gleichzeitig an den Betreiber der Website, die 
diese Informationen enthält, wenden zu müssen? 

2.4. Sollte die letzte Frage bejaht werden: Entfällt die Ver­
pflichtung der Suchmaschinenbetreiber zum Schutz 
dieser Rechte, wenn die Informationen, die personen­
bezogene Daten enthalten, von Dritten rechtmäßig ver­
öffentlicht wurden und in der Ursprungswebsite wei­
terhin enthalten sind? 

3. Zur Reichweite des Rechts auf Löschung und Widerspruch 
in Verbindung mit dem Recht auf Vergessen stellt sich fol­
gende Frage: 

3.1. Kann davon ausgegangen werden, dass die in Art. 12 
Buchst. b der Richtlinie 95/46 geregelten Rechte auf 
Löschung und Sperrung der Daten sowie das in Art. 
14 Buchst. a der Richtlinie vorgesehene Widerspruchs­
recht beinhalten, dass sich die betroffene Person an die 
Suchmaschinenbetreiber wenden kann, um die Indexie­
rung auf sie bezogener Informationen zu verhindern, 
die auf Websites von Dritten veröffentlicht sind, und 
sie sich hierzu auf ihren Willen berufen kann, dass sie 
den Internetnutzern nicht bekannt werden, wenn sie 
der Ansicht ist, dass sie ihr schaden könnten, oder 
sie sich wünscht, dass sie vergessen werden, selbst 
wenn es sich um Informationen handelt, die von Drit­
ten rechtmäßig veröffentlicht wurden? 

( 1 ) des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe­
zogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. L 281, S. 31). 

Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshofs 
(Österreich) eingereicht am 19. März 2012 — 

Pensionsversicherungsanstalt gegen Peter Brey 

(Rechtssache C-140/12) 

(2012/C 165/19) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberster Gerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Pensionsversicherungsanstalt 

Beklagter: Peter Brey 

Vorlagefrage 

Ist die Ausgleichszulage als „Sozialhilfeleistung“ im Sinne des 
Artikel 7 Absatz 1 lit b der Richtlinie 2004/38/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 ( 1 ) 
anzusehen? 

( 1 ) Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG; ABl. L 
158, S. 77. 

Klage, eingereicht am 23. März 2012 — Europäische 
Kommission/Französische Republik 

(Rechtssache C-143/12) 

(2012/C 165/20) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: G. 
Wilms und S. Petrova) 

Beklagte: Französische Republik 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass die Französische Republik dadurch gegen 
ihre Verpflichtungen aus Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
2008/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Januar 2008 über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung (IVU-Richt­
linie) ( 1 ) verstoßen hat, dass sie Genehmigungen nicht ge­
mäß den Art. 6 und 8 erteilt, bestehende Genehmigungen 
nicht überprüft und, soweit angemessen, aktualisiert und 
nicht dafür gesorgt hat, dass alle bestehenden Anlagen in 
Übereinstimmung mit den Anforderungen der Art. 3, 7, 9, 
10 und 13 sowie der Art. 14 Buchst. a und b und 15 Abs. 2 
der IVU -Richtlinie betrieben werden; 

— der Französischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Nach Art. 5 Abs. 1 der IVU-Richtlinie träfen die Mitgliedstaaten 
die erforderlichen Maßnahmen, damit die zuständigen Behörden 
durch Genehmigung gemäß den Art. 6 und 8 oder in geeigneter 
Weise durch Überprüfung und, soweit angemessen, durch Ak­
tualisierung der Auflagen dafür sorgten, dass bestehende Anla­
gen unbeschadet anderer besonderer Gemeinschaftsvorschriften 
spätestens am 30. Oktober 2007 in Übereinstimmung mit den 
Anforderungen der Art. 3, 7, 9, 10, 13, des Art. 14 Buchst. a 
und b sowie des Art. 15 Abs. 2 der IVU-Richtlinie betrieben 
würden.
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